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c) die Bauvorschriften der Gemeinden nicht im Widerspruch stehen zu den Zielen und Planungs-
grundsätzen nach Bundesgesetz über die Raumplanung (RPG) vom 22. Juni 1979 (Artikel 1 und 
3), da diese Bestimmungen des RPG selbständig, d.h. auch ohne spezielles ausführendes Recht 
der Kantone anzuwenden sind.

Die Beurteilung all dieser Aspekte ist mitentscheidend, ob eine kommunale Planungsmassnahme 
vor den verfassungsmässigen Grundrechten standhält, bzw. nicht gegen die übergeordnete Ge-
setzgebung verstösst.

II.

Unter Berücksichtigung der vorstehenden Ausführungen hat die Prüfung Folgendes ergeben:

1. Rechtmässigkeitskontrolle

1.1 Formell-rechtlich sind die Voraussetzungen für die Genehmigung erfüllt. Die materiell-rechtli-
chen Aspekte werden in den folgenden Erwägungen abgehandelt.

1.2 Die kantonalen Fachstellen hatten Gelegenheit, im Rahmen des Vorprüfungsverfahrens zum 
Plan und zum Reglement Stellung zu nehmen. Es kann dazu insbesondere auf den Prüfungsbe-
richt des Amtes für Raumplanung vom 18. März 2016 verwiesen werden. Die vom Kanton ge-
wünschten Änderungen wurden bei der Überarbeitung teilweise berücksichtigt. 
Im Sinne des rechtlichen Gehörs wurde der Gemeinderat Oberwil mit Schreiben vom 8. Februar 
2018 über die bevorstehende Genehmigung mit Ausnahmen informiert. Mit Brief vom 25. April 
2018 hat er dazu Stellung genommen. Er spricht sich gegen die Ausnahmen von der Genehmi-
gung aus und beantragt insbesondere Artikel 7 Absatz 2 Buchstabe c) des Zonenreglementes 
Landschaft zu genehmigen. Im Weiteren wird auf die Erwägungen in Abschnitt II Ziffer 1.4 verwie-
sen.

1.3 Grundsätzliches zum Baubewilligungswesen
Das Baubewilligungswesen ist im RBG und in der Verordnung zum Raumplanungs- und Bauge-
setz (RBV) vom 27. Oktober 1998 abschliessend geregelt. Zudem gelten im Baubewilligungsver-
fahren ausserhalb der Bauzonen die Vorgaben des eidgenössischen Rechts (RPG). Der Gemein-
de steht diesbezüglich keine zusätzliche Regelungskompetenz zu. Insbesondere können die Ver-
fahren und Zuständigkeiten nicht geändert und auch keine neuen eingeführt werden. Unter ande-
rem regelt das kantonale Recht in § 87 RBV abschliessend, welche Unterlagen zusammen mit 
dem Baugesuch einzureichen sind. Die Gemeinden verfügen diesbezüglich über keine Autonomie. 
Sie sind jedoch befugt, im Rahmen ihrer Einsprachemöglichkeit den Antrag zu stellen, dass die 
Baubewilligungsbehörde zusätzliche Unterlagen einverlangt.

1.4 Spezialzone Neuhof
Die Spezialzone Neuhof dient flächenmässig überwiegend der gewerblichen Pferdehaltung mit 
Zucht, Ausbildung und Pensionshaltung. Zusätzlich ist auch der Betrieb eines landwirtschaftlichen 
Lohnunternehmens möglich. Zurzeit befinden sich die bestehenden Bauten und Anlagen in der 
Wohnzone und in der Landwirtschaftszone. Die neu ausgeschiedene Spezialzone Neuhof liegt 
gemäss kantonalem Richtplan (KRIP) vom 8. September 2010 im Vorranggebiet (VG) Landschaft. 
Dieses ist gemäss KRIP-Objektblatt L3.2 im Grundsatz von neuen Bauten und Anlagen freizuhal-
ten. Dementsprechend sind auch Zonen, in denen eine bauliche Nutzung zulässig ist, nur in spezi-
ellen Fällen und unter sehr restriktiven Bedingungen zulässig. Im Weiteren dürfen nach Artikel 30 
Absatz 1bis der Raumplanungsverordnung (RPV) vom 28. Juni 2000 Fruchtfolgeflächen (FFF) nur 
eingezont werden, wenn ein auch aus der Sicht des Kantons wichtiges Ziel ohne die Beanspru-
chung von Fruchtfolgeflächen nicht sinnvoll erreicht werden kann und sichergestellt wird, dass die 
beanspruchten Flächen nach dem Stand der Erkenntnisse optimal genutzt werden. Diese Vorga-
ben der RPV sind auch einzuhalten, wenn die FFF kompensiert werden können. Dementspre-
chend muss die bauliche Nutzung auf das Nötigste beschränkt werden. In der Spezialzone Neuhof 
können - nebst den bestehenden Bauten und Anlagen – neue Flächen für Pferdestallungen und 
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eine Remise zugestanden werden. Nicht zulässig sind hingegen Wohnräume für betriebsnotwendi-
ges Personal sowie eine Wohnbaute für die Betriebsleiterfamilie, da die Wohnnutzung grundsätz-
lich auf die Bauzonen gemäss §§ 21 und 22 RBG beschränkt ist. Ausserdem ist gemäss Artikel 
34b Absatz 5 RPV im Zusammenhang mit der Haltung und Nutzung von Pferden die Errichtung 
neuer Wohnbauten nicht zulässig. Im Übrigen kann Wohnraum ausserhalb der Bauzone nur zuge-
lassen werden, wenn die Bewirtschaftung aus objektiven Gründen nicht von der Bauzone aus 
möglich ist. Dabei muss aufgezeigt werden, ob eine betriebliche Notwendigkeit besteht, ausser-
halb der Bauzonen Wohnsitz zu nehmen. Im vorliegenden Fall kann es dem Betriebsleiter zuge-
mutet werden, in der angrenzenden Wohnzone zu wohnen, zumal er auch bereits dort wohnt und 
im Grundbuch als Eigentümer der Parzelle Nr. 3905 eingetragen ist bzw. das Baurecht zu seinen 
Gunsten eingetragen ist. Deshalb können in Artikel 7 Absatz 2 des Zonenreglementes Landschaft 
die Buchstaben "c) Wohnbauten für die Betriebsleiterfamilie" und "d) Wohnräume für das betriebs-
notwendige Personal" nicht genehmigt werden. 
Der Baubereich "Hochbauten", der gemäss Betriebskonzept für Wohnraum vorgesehen ist, liegt im 
nordwestlichen Teil der Spezialzone Neuhof. Zudem liegen in diesem Bereich Flächen, die auch 
ohne Spezialzone als Wiesen/Weiden oder Retentionsflächen genutzt werden können. Dement-
sprechend kann aus vorgenannten Gründen und gestützt auf Artikel 30 Absatz 1bis RPV die Teil-
fläche der Spezialzone Neuhof mit einem Abstand von 55 Metern zur nordwestlichen Zonengrenze 
nicht genehmigt werden. Dieser Bereich, der in Richtung offene Landschaft liegt und im Nordosten 
an das Naturschutzgebiet von kantonaler Bedeutung (zudem Objekt im Bundesinventar der Am-
phibienlaichgebiete von nationaler Bedeutung) angrenzt, verbleibt somit in der Landwirtschaftszo-
ne. Damit kann auch den Anliegen des Natur- und Landschaftsschutzes teilweise Rechnung getra-
gen werden. 
Im Rahmen des rechtlichen Gehörs wird unter anderem beanstandet, dass die Spezialzone "Neu-
hof" nicht im Vorranggebiet Landschaft gemäss KRIP liegen würde. Gemäss GeoView BL, in dem 
die digitalisierte Form des KRIP betrachtet werden kann, liegt die neu ausgeschiedene Spezialzo-
ne "Neuhof" jedoch eindeutig im Vorranggebiet Landschaft. 
Im Weiteren wird vorgebracht, dass gemäss KRIP-Objektblatt L3.2 zonenkonforme Bauten und 
Anlagen für die landwirtschaftliche Bewirtschaftung ausdrücklich zulässig seien und sogar Stand-
orte für neue Aussiedlungen im Rahmen des Nutzungsplanverfahrens festzulegen seien. Beides 
treffe im vorliegenden Fall zu. Dem ist Folgendes zu entgegnen: Würde es sich beim vorliegenden 
Betrieb um einen zonenkonformen Landwirtschaftsbetrieb handeln, müsste keine Spezialzone 
ausgeschieden werden. Zudem dürfen nach Artikel 34b Absatz 4 lit. e RPV Plätze für die Nutzung 
der Pferde wie beispielsweise Reitplätze weder überdacht noch umwandet werden. Eine Reithalle 
- wie die bereits in der Spezialzone bestehende - ist daher in der Landwirtschaftszone nicht zonen-
konform. 

1.5 Naturschutzzonen, ökologischer Ausgleich und Vernetzung
Nach § 9 Absatz 2 des Gesetzes über den Natur- und Landschaftsschutz (NLG) vom 20. Novem-
ber 1991 sorgen die Einwohnergemeinden unter anderem mit Unterschutzstellung von Feldgehöl-
zen, Hecken etc. für ökologischen Ausgleich. Schutz und Unterhalt von schützenswerten Land-
schaften kann insbesondere durch Ausscheidung und Bezeichnung in Zonenplänen (§ 10 Absatz 1 
lit. a NLG) erreicht werden. Gemäss § 11 Absatz 1 NLG erheben die Gemeinden die schützens-
werten Landschaften und Naturobjekte im Rahmen ihrer raum- und nutzungsplanerischen Aufga-
ben. Zudem erlässt die Gemeinde die erforderlichen Schutz- und Schonzonen entsprechend den 
Bestimmungen des Raumplanungs-, Bau und Forstrechts (§ 11 Absatz 2 NLG). Das RBG sieht in 
§ 19 Absatz 2 vor, dass Nutzungszonen durch Schutzzonen überlagert werden können. § 10 Ab-
satz 1 RBV beschreibt den Zweck von Naturschutzzonen und Naturschutzeinzelobjekten. Zwar hat 
die Gemeinde ein Fachgutachten (Naturinventar) erstellen lassen, hat es aber unterlassen, die 
meisten im Inventar als schützenswert bezeichnete Objekte raumplanerisch zu schützen. Es wird 
zudem nicht aufgezeigt, wie der Schutz und Unterhalt von schützenswerten Landschaften und 
Naturobjekten, die nicht im Zonenplan ausgeschieden sind, erreicht werden kann (§ 10 Absatz 1 
NLG).
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Im Weiteren sind mehrere schutzwürdige Naturobjekte mit einer Landschaftsschutzzone ohne ob-
jektspezifische Festlegungen überlagert worden. Um den gesetzlichen Anforderungen zu entspre-
chen, müssen Naturschutzzonen mit verbindlichen Schutzbestimmungen festgelegt werden.
Im Übrigen macht die Zonenplanung auch keine verbindlichen Angaben zur ökologischen Vernet-
zung. Gemäss Naturinventar und kommunalem Richtplan steht insbesondere die Ausdolung des 
Baches zwischen dem Gymnasium und dem Weiherhof als Vernetzungsmassnahme im Vorder-
grund. Die Nutzungsplanung stellt die Massnahme bloss orientierend dar und verweist auf den 
behördenverbindlichen Richtplan. Dies genügt jedoch nicht, um die ökologische Vernetzung raum-
planerisch zu sichern. Dafür müssen die entsprechenden Schutzzonen ausgeschieden werden. 
Aus den vorgenannten Gründen wird der Gemeinderat daher aufgefordert, durch die Gemeinde-
versammlung Naturschutzzonen mit verbindlichen Schutzbestimmungen festzulegen oder den 
Schutz im Rahmen von § 10 NLG sicherzustellen.

1.6 Nicht in den Zonenplan einbezogene Zonen 
Die Zone für öffentliche Werke und Anlagen (ÖWA-Zone) "Nr. 5, Sport, Leichtathletik" und die 
Spezialzone Gärtnerei im Gebiet "Wilmatt" sind von der Revision der Zonenvorschriften Land-
schaft ausgenommen worden. Da für diese scheinbar kein Bedarf mehr besteht, sind sie geeigne-
ten Zonen zuzuweisen. Im Weiteren liegt die vorgenannte ÖWA-Zone ausserhalb des Siedlungs-
gebietes. Sollte die Absicht bestehen, diese einer Bauzone zuzuweisen, sind die bundesrechtli-
chen Vorgaben (insbesondere Artikel 38a RPG) zu beachten.

1.7 Redaktionelle Bemerkungen und Korrekturen
In Artikel 10 Absatz 2 des Zonenreglementes Landschaft wird auf die Bestandesgarantie Bezug 
genommen. Der Regierungsrat weist darauf hin, dass die Bestandesgarantie in §§ 109 und 110 
RBG abschliessend geregelt ist. Die Gemeinde hat hier keine weitergehenden Regelungskompe-
tenzen.
Bezüglich Artikel 10 Absatz 4 wird darauf hingewiesen, dass für das Baubewilligungsverfahren nur 
die im Zonenreglement festgelegten Vorschriften massgebend sind.
Artikel 11 Absatz 2 des Zonenreglementes Landschaft legt fest, dass bei der Erstverpachtung der 
Familiengärten die Gemeinde ein Mitspracherecht hat. Weil in einem Zonenreglement grundsätz-
lich nur Nutzungs- und Schutzvorschriften festgelegt werden können, wird Artikel 11 Absatz 2 im 
Sinne einer redaktionellen Korrektur gestrichen.

2. Zweckmässigkeitsprüfung gemäss § 31 Ziffer 5 RBG 

2.1 Schutzzonen in Vorranggebiete Landschaft nach KRIP
Gemäss KRIP-Objektblatt L3.2 sind Vorranggebiete (VG) Landschaft im Grundsatz von neuen 
Bauten und Anlagen freizuhalten. Zonenkonforme Bauten und Anlagen für die landwirtschaftliche 
Bewirtschaftung sind zulässig. Sie sind in unmittelbarer Hofnähe anzusiedeln. Gemäss Planungs-
anweisungen setzen die Gemeinden die Vorranggebiete Landschaft in ihren Zonenvorschriften 
um. Diese Umsetzung hat über Schutzzonen mit den entsprechenden Bestimmungen zu erfolgen. 
Die Gemeinde hat jedoch lediglich Vorschriften in die Landwirtschaftszone übernommen, die den 
Anforderungen des KRIP nicht vollumfänglich genügen. Aufgrund der Verständigungsverhandlun-
gen im Einspracheverfahren beantragt der Gemeinderat, den Satz "Zonenkonforme Bauten und 
Anlagen sind in unmittelbarer Nähe zu bereits bestehenden Bauten anzusiedeln." durch "Zonen-
konforme Bauten und Anlagen sind in unmittelbarer Hofnähe anzusiedeln." zu ersetzen. Im Sinne 
der Vorsorge kann der Regierungsrat diesem Antrag zustimmen. Der Gemeinderat wird jedoch 
angewiesen, durch die Gemeindeversammlung dem KRIP entsprechende Schutzzonen und dazu-
gehörende Bestimmungen beschliessen zu lassen.

D. Unerledigte Einsprachen: 

1. Die kantonale Verwaltungsgesetzgebung kennt keine Verfahrensvorschriften darüber, in wel-
cher Form Einspracheentscheide im Zusammenhang mit Gemeindebeschlüssen zu erlassen sind. 
Es steht daher nichts entgegen und es erscheint in Anbetracht des sachlichen Zusammenhanges 
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Die Einsprache muss daher, soweit darauf eingetreten werden kann, als unbegründet abgewiesen 
werden.

4.2 Einsprache von  vertreten durch  

Die Einsprecherin ist Grundeigentümerin der Parzelle Nr.  die im Bereich des Zonenplanes 
Landschaft liegt. Die vorliegende Einsprache richtet sich gegen das Vorhaben, ein angeblich exis-
tierender Bach im Abschnitt Gymnasium Oberwil bis zum Weierhof auszudolen. Eine solche Mass-
nahme würde indes nicht ein vorbestehendes natürliches Gewässer freilegen - ein solches gebe 
und hätte es an dieser Stelle nie gegeben. Vielmehr würde es die Erschaffung eines künstlichen 
Bachs bedeuten. Bei den unterirdischen Verbindungen zwischen dem Gymnasium und dem Wei-
erhof handle es sich um Drainagen, die das Oberflächenwasser abführe. Die Markierung eines 
auszudolenden Baches sei ohne jegliche Anhaltspunkte im Zonenreglement und ohne gesetzliche 
Grundlage erfolgt. Die Schaffung eines neuen Gewässers, resp. die Ausdolung der Meteorwasser-
leitung und Drainage, bedeute einen physischen Eingriff ins Grundeigentum der Einsprecherin. 
Durch die Massnahme würde das Grundstück der Einsprecherin zerschnitten. Namentlich würde 
ihr die Bewirtschaftung ihrer Weiden und ihrer Landwirtschaftsfläche erheblich erschwert, wenn 
nicht gar verunmöglicht. Nebst der mangelnden gesetzlichen Grundlage fehle es auch an einem 
öffentlichen Interesse an der Ausdolung des angeblichen Weiermattbächleins respektive an der 
Schaffung eines künstlichen Baches aus dem Meteorwasser. Im Weiteren sei der Eingriff nicht 
verhältnismässig.

Der Regierungsrat weist darauf hin, dass im Bereich der Parzelle Nr.  im Zonenplan Land-
schaft lediglich zur Orientierung der Eintrag "auszudolender Bach gemäss kommunalem Richt-
plan" vermerkt ist. Beim orientierenden Planinhalt handelt es sich um Hinweise, die weder von der 
Gemeindeversammlung beschlossen, noch vom Regierungsrat genehmigt werden. Diese Einträge 
haben daher auch keine grundeigentümerverbindliche Wirkung. Im Übrigen unterstehen Revitali-
sierungsprojekte bei Gewässern (speziell Ausdolungen) einem separatem Verfahren gemäss § 21 
Absatz 1 des Gesetzes über den Wasserbau und die Nutzung der Gewässer (Wasserbaugesetz, 
WBauG) vom 1. April 2004. Auf die Einsprache kann daher nicht eingetreten werden. 

4.3 Einsprache von 

Die Einsprecherin ist  zur Einsprache legitimiert. Auf die Einspra-
che ist somit einzutreten.

Es werden folgende Anträge gestellt:
a) Es seien sämtliche Vorrangflächen Landschaft gemäss kantonalem Richtplan als kommunale 

Landschaftsschutzzonen auszuscheiden. 

b) Es seien in Vorrangflächen Landschaft gemäss kantonalem Richtplan keine neuen Spezialzo-
nen und Speziallandwirtschaftszonen auszuscheiden und keine bestehenden zu vergrössern.

c) Es seien alle gemäss Naturinventar als wertvoll oder sehr wertvoll bewertete Naturobjekte im 
verbindlichen Teil der Zonenvorschriften aufzuführen.

d) Es sei für das auszudolende Weierbächli eine Uferschutzzone auszuscheiden.

Zur Begründung wird Folgendes angeführt:
a) Der kantonale Richtplan sei für die kommunalen Behörden verbindlich. Gemäss Planungsan-

weisung im Objektblatt 3.2 müssten die Gemeinden die Vorranggebiete Landschaft in ihren Zo-
nenvorschriften umsetzen. lm Mitwirkungsbericht begründe die Gemeinde die Abweisung die-
ses Antrags damit, dass die Vorranggebiete Landschaft in Überlagerung verschiedener Schutz-
güter ausgeschieden wurden und dass in Oberwil insbesondere die guten Böden zur Festle-
gung des Vorranggebiets Landschaft beigetragen haben. Da die guten Böden als Fruchtfolge-
flächen (FFF) bereits gesichert seien, erübrige sich die flächendeckende Ausscheidung der Vor-
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ranggebiete als Landschaftsschutzgebiete. Diese Argumentation sei fachlich falsch und damit 
unhaltbar. Fruchtfolgeflächen und Vorranggebiete Landschaft seien aufgrund der Ausgangslage 
und Zielsetzungen völlig unterschiedlich. Fruchtfolgeflächen würden gemäss KRIP-Objektblatt 
L2.2 der Sicherung der Ernährung in Krisenzeiten dienen und den Bodenschutz sowie die lang-
fristige Erhaltung von geeigneten Landwirtschaftsböden unterstützen. Vorranggebiete Land-
schaft hingegen würden der langfristigen Erhaltung von Landschaften von besonderer Schön-
heit, Vielfalt und Eigenart, der Lebensraumvernetzung sowie der Erhaltung der Wildtierkorridore 
dienen (KRIP-Objektblatt L3.2). Eine Gemeinsamkeit sei allerdings, dass sowohl Fruchtfolgeflä-
chen wie auch Vorranggebiete Landschaft soweit wie möglich unverbaut bleiben sollen.

b) Gemäss kantonalem Richtplan seien sowohl Speziallandwirtschaftszonen gemäss Art. 16a Abs. 
3 RPG wie auch Spezialzonen gemäss § 28 RBG in Vorrangflächen Landschaft nicht zugelas-
sen. Diese würden einer Anpassung des Richtplans bedürfen und dies nur, wenn ein überwie-
gendes öffentliches Interesse gegenüber dem öffentlichen lnteresse der Erhaltung und Förde-
rung einer intakten Landschaft bestehen würde. Dies sei bei der "speziellen Landwirtschaftszo-
ne Fürhaupt" und den anderen neuen Spezialzonen sowie Spezialzonenvergrösserungen nicht 
der Fall. Bei der Ausscheidung von Speziallandwirtschaftszonen hätten sich die Gemeinden an 
die Grundprinzipien des RPG zu halten. Insbesondere seien Speziallandwirtschaftszonen in 
Landschaftsschutzzonen bzw. Vorrangflächen Landschaft nicht zugelassen; das Konzentrati-
onsprinzip sei zu beachten. Zudem sei vorgängig eine umfassende Interessenabwägung vorzu-
nehmen. Sämtliche Punkte seien vorliegend missachtet worden und würden damit auch gegen 
Bundesrecht verstossen. 

c) Gemäss Art. 1 Buchstabe b bezwecke das Zonenreglement die Sicherung der Lebensräume 
heimischer Tier- und Pflanzenarten und die Vernetzung derselben untereinander. Auch wenn 
die Absprache mit den betroffenen Grundeigentümern und Bewirtschaftern ohne Zweifel sinn-
voll und wünschbar sei, sei es zur Erreichung dieses grundlegenden Ziels unumgänglich, zu-
mindest die wertvollen und sehr wertvollen Naturobjekte zwingend verbindlich zu schützen.

d) Zwischen den beiden Amphibienlaichgebieten von nationaler Bedeutung "Ziegelei Oberwil" und 
"Herzogenmatt Binningen" bestehe eine Lücke bei der Vernetzung, welche durch die Ausdolung 
des Weierbächlis zwischen dem Weierhof und dem Gymnasium Oberwil geschlossen werden 
könnte. Dies sei der wichtigste Grund, warum der kommunale Richtplan vorsehe, dieses Bäch-
lein ans Licht zu holen. Es sei darum nur folgerichtig, dass zwecks grundeigentümerverbindli-
cher Festlegung des Flächenbedarfs der Ausdolung eine Uferschutzzone ausgeschieden wer-
de. Es sei in Planungswerken üblich, dass ein Vorhaben zuerst planerisch festgelegt und dann 
realisiert würde.

Der Regierungsrat nimmt zur Einsprache wie folgt Stellung:
a) Wie die Einsprecherin zu Recht beanstandet, hat die Gemeinde die Planungsanweisungen im 

KRIP, die Vorranggebiete Landschaft in ihren Zonenvorschriften umzusetzen, nicht befolgt. Es 
fehlen diesbezügliche Schutzzonen mit den entsprechenden Bestimmungen. Daher wird der 
Gemeinderat in Abschnitt II Ziffer 2.1 angewiesen, durch die Gemeindeversammlung dem KRIP 
entsprechende Schutzzonen und dazugehörende Bestimmungen beschliessen zu lassen.

b) Zu den drei neu ausgeschiedenen Spezialzonen ist betreffend Vorranggebiet Landschaft Fol-
gendes festzuhalten:
Die Spezialzone Hippotherapie dient dem Therapiebetrieb und beschränkt sich auf die bereits 
genutzte und zum grössten Teil versiegelte Fläche der Parzelle Nr.  Sie liegt am Rande 
des Vorranggebietes Landschaft und grenzt im südöstlichen Bereich an das Siedlungsgebiet 
von Binningen. Es gehen keine Fruchtfolgeflächen verloren. Dementsprechend kann aus Sicht 
des KRIP der Spezialzone zugestimmt werden.
Die spezielle Landwirtschaftszone Fürhaupt grenzt im südlichen Teilbereich an das Vorrangge-
biet Landschaft und liegt am Siedlungsrand der Gemeinde Oberwil. Sie grenzt an drei Seiten an 
Strassen oder an die Bauzone. In der Fläche zwischen den Wohnbauzonen befinden sich be-
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reits Anlagen für die Produktion von Zierpflanzen. Der Verlust der Fruchtfolgeflächen wird im 
Gebiet "Cheibhölzli" kompensiert. Ein Bedarfsnachweis für die Intensivlandwirtschaftszone liegt 
vor. Dementsprechend kann aus Sicht des KRIP der spezielle Landwirtschaftszone Fürhaupt 
zugestimmt werden.
Die Spezialzone Neuhof liegt am Rande des Siedlungsgebietes und grenzt im südöstlichen Be-
reich an die Bauzone. Sie dient überwiegend der gewerblichen Pferdehaltung mit Zucht, Ausbil-
dung und Pensionshaltung. Zurzeit befinden sich die bestehenden Bauten und Anlagen in der 
Wohnzone und in der Landwirtschaftszone. In der Spezialzone Neuhof können - nebst den be-
stehenden Bauten und Anlagen – neue Flächen für Pferdestallungen und eine Remise zuge-
standen werden. Nicht zulässig sind hingegen Wohnräume. Dementsprechend wird auch der 
nordwestliche Teilbereich von der Genehmigung ausgenommen. Der Verlust der Fruchtfolgeflä-
chen wird im Gebiet "Cheibhölzli" kompensiert. Der genehmigten Zonenfläche kann daher aus 
Sicht des KRIP zugestimmt werden. Im Weiteren wird auf die Erwägungen in Abschnitt II Ziffer 
1.4 verwiesen.

c) Es wird auf Abschnitt II Ziffer 1.5 verwiesen, in der die Gemeinde aufgefordert wird, Natur-
schutzzonen mit verbindlichen Schutzbestimmungen festzulegen.

d) In Abschnitt II Ziffer 1.5 wird die Gemeinde aufgefordert, Schutzzonen auszuscheiden, damit die 
ökologische Vernetzung raumplanerisch gesichert werden kann. Gemäss Naturinventar und 
kommunalem Richtplan steht dabei insbesondere die Ausdolung des Baches zwischen dem 
Gymnasium und dem Weiherhof als Vernetzungsmassnahme im Vordergrund.

Die Einsprache wird daher, soweit darauf eingetreten werden kann, im Sinne der Erwägungen 
teilweise gutgeheissen.

4.4 Einsprache von vertreten 
durch 

Die Einsprecherin ist zur Einsprache legitimiert. Auf die Einsprache ist somit einzutreten.

Es werden folgende Anträge gestellt:
a) Gemäss Planungsgrundsatz c) im Objektblatt L2.1 des KRIP BL sei eine Zonenausscheidung 

im Vorranggebiet Landschaft nicht zulässig. Die spezielle Landwirtschaftszone Fürhaupt (bisher 
Landwirtschaftszone), die Spezialzone Neuhof (bisher Landwirtschaftszone) und die Spezialzo-
ne Hippotherapie (bisher Landwirtschaftszone) an den geplanten Standorten würden daher dem 
Planungsgrundsatz c) im Objektblatt L2.1 des KRIP BL widersprechen und seien deshalb zu 
streichen. Dem Schutz von Fruchtfolgeflächen (FFF) als Grundlage der Nahrungsmittelprodukti-
on und von unverbauten Landschaftsräumen sei höchste Priorität einzuräumen.

b) Gemäss Planungsanweisung a) in Objektblatt L3.2 des KRIP BL hätten die Gemeinden die 
Vorranggebiete Landschaft in ihren Zonenvorschriften umzusetzen. Die Gemeinde Oberwil ver-
zichte auf die Ausscheidung einer Schutzzone oder Freihaltezone mit Bestimmungen zur Frei-
haltung und Aufwertung der Landschaft. Stattdessen regle sie die Freihaltung mit einer Bestim-
mung unter Art. 4 Abs. 2 Zonenreglement Landschaft: "Die Landwirtschaftszone ist von Über-
bauungen frei zu halten. Zonenkonforme Bauten und Anlagen sind in unmittelbarer Nähe zu be-
reits bestehenden Bauten anzusiedeln." Dabei schwäche die Gemeinde die Vorgabe des KRIP 
massiv ab, wonach zonenkonforme Bauten und Anlagen für die landwirtschaftliche Bewirtschaf-
tung in unmittelbarer Hofnähe anzusiedeln sind. "Hofnähe" bezeichne dabei das Zentrum eines 
landwirtschaftlichen Betriebes. Die Zonenvorschriften hätten im Minimum die Vorgaben des 
KRIP BL hinsichtlich Konzentrationsgebot und landschaftlicher Einpassung zu erfüllen. Die Be-
stimmung in Art. 4 Abs. 2 des Zonenreglementes Landschaft stelle eine Abschwächung der 
Vorgabe des KRIP BL dar und sei anzupassen. 
Zudem sei aufzuzeigen, wie die ästhetische und ökologische Aufwertung der Landschaft (siehe 
Zweckartikel § 11 RBV) zu erreichen sei. D. h. die Planung habe nicht aktuelle Zustände zu 
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sanktionieren, sondern diesbezüglich auch Entwicklungsabsichten aufzuzeigen. Im Weiteren 
mache die Zonenplanung keine verbindlichen Angaben zur ökologischen Vernetzung. Gemäss 
Naturinventar stehe insbesondere die Ausdolung des Baches zwischen dem Gymnasium und 
dem Weiherhof als Vernetzungsmassnahme im Vordergrund. Die Nutzungsplanung stelle die 
Massnahme bloss orientierend dar und verweise auf den behördenverbindlichen Richtplan. Die 
Nutzungsplanung sei eine Gelegenheit, eine verbindliche Festlegung für eine Bachausdolung 
zu machen, welche die wichtige ökologische Vernetzung fördern würde.

c) Spezielle Landwirtschaftszone Fürhaupt (Art. 5): Die Ausdehnung der Zone sei gemäss Vorga-
be des kommunalen Richtplanes (Siedlungsbegrenzungslinie) zu reduzieren. lm Reglement sei 
ein Vorbehalt zu ergänzen, wonach die Spezielle Landwirtschaftszone aufzuheben sei, wenn 
der Betriebszweig "bodenunabhängige Produktion" (Anzucht und Produktion von Zierpflanzen) 
aufgegeben werde, d. h. wenn betriebsintern kein Bedarf mehr für diese Produktionsart beste-
he. Eine Weitergabe an einen anderen Betrieb sei zwingend auszuschliessen.

d) Spezialzone Neuhof (Art. 7): Mit dem im Zonenplan festgelegten "Baubereich Hochbau" werde 
die Möglichkeit geschaffen, in die Landschaft ausgreifend Bauten zu erstellen. Der Siedlungs-
rand werde "ausgefranst". Nach der aktuell geltenden Rechtslage betreffend gewerbliche Pfer-
dehaltung, darf der Betrieb grundsätzlich bestehen bleiben, da die Grundvoraussetzungen, wie 
Raufutterbasis, Weideflächen erfüllt seien. Nicht den geltenden Vorschriften entspreche jedoch 
die Absicht, neue Pferdestallungen und insbesondere Wohngebäude für den Pferdehaltungsbe-
trieb (Betriebsleitung und betriebsnotwendiges Personal) zu erstellen. Die Zone sei so anzuord-
nen, dass keine Beeinträchtigung der Landschaft und keine weitere "Ausfransung" der überbau-
ten Fläche entstehen würden.

e) Spezialzone Gartenbau (Art. 9): Diese gewerbliche Nutzung sei nicht auf einen Standort in der 
Landwirtschaftszone angewiesen. Sie sei innerhalb einer Bauzone (Gewerbezone) zu realisie-
ren.

f) Spezialzone Hippotherapie (Art. 11): Die Spezialzone soll Erweiterungen möglich machen, wel-
che über die Bestandsgarantie hinausgehen würden. Spezialzonen in der Landwirtschaftszone 
seien keine Bauzonen. Kleinbauzonen seien grundsätzlich verboten (Ausnahme Streusiedlun-
gen). lm Gerichtsentscheid zur Zonenplanung Binningen "Spezialzone Hippotherapie" vom Mai 
2014 werde klar festgehalten, dass innerhalb Vorranggebiet Landschaft keine Spezialzonen mit 
einer landwirtschaftsfernen Nutzung ausgeschieden werden können. Das heisst, allfällige Er-
weiterungen der Anlagen müssten sich nach Art. 24 RPG richten. Die Spezialzone sei zu strei-
chen.

g) Naturschutzzonen und -objekte: Das Kantonale Natur- und Landschaftsschutzgesetz (NLG) 
verlange die Sicherstellung schützenswerter Lebensräume und Landschaften. So sehe § 10 
"Sicherstellung von Landschaften und Naturobjekten" vor, dass der Schutz und Unterhalt von 
schützenswerten Landschaften und Naturobjekten durch die Ausscheidung und Bezeichnung in 
Zonenplänen erreicht werden könne. Gemäss § 11 würden der Kanton und die Einwohnerge-
meinden die schützenswerten Naturobjekte im Rahmen ihrer raum- und nutzungsplanerischen 
Aufgaben erheben und sich dabei auf Fachgutachten stützen. Zwar habe die Gemeinde ein Na-
turinventar erstellen lassen, habe es aber unterlassen, die im Inventar bezeichneten Objekte 
raumplanerisch zu schützen. Das Naturinventar von Hintermann und Weber habe 35 wertvolle 
bis sehr wertvolle Naturobjekte aufgenommen. Im Zonenplan seien von diesen Objekten neben 
einigen Einzelbäumen und Hecken lediglich 3 Objekte als Naturschutzzonen ausgeschieden. 
Die übrigen Objekte seien entweder gar nicht geschützt oder dann lediglich mit einer Land-
schaftsschutzzone überlagert worden. Die Überlagerung mit einer Landschaftsschutzzone ge-
währe den langfristigen Schutz und die Pflege der wertvollen Lebensräume nicht. Landschafts-
schutzzonen bezwecken gemäss § 11 RBV die Erhaltung und Aufwertung von gebietstypi-
schen, ökologisch wertvollen und ästhetisch reichhaltigen Landschaften und Landschaftsteilen 
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sowie des Landschaftsbildes. Für den Biotopschutz sei die Ausscheidung von Naturschutzzo-
nen und Naturschutzobjekten gemäss § 10 RBV vorgesehen.

h) Landschaftsschutzzone (Art. 18): Vier der sechs Oberwiler Landschaftsschutzzonen würden nur 
kleine Flächen umfassen, welche gemäss Raumplanungs-Systematik eher als Naturschutzzone 
bezeichnet werden müssten, z. B. Hochstamm-Obstgarten, artenreiche Wiese, Feuchtgebiet als 
Trittsteinbiotop. Die Gebiete "Hänslireben" und "Bernhardsberg" seien angemessene Land-
schaftsschutzzonen. Eine klare Lokalisierung der schützenswerten Naturobjekte gemäss Natu-
rinventar innerhalb der Zonen sei nur schwer möglich. Für diese Objekte würden verbindliche 
Schutzziele sowie Schutz- und Pflegemassnahmen fehlen, welche den mittelfristigen Fortbe-
stand der Naturobjekte gewährleisten sollten. 

Der Regierungsrat nimmt zur Einsprache wie folgt Stellung:
a) Zu den drei neu ausgeschiedenen Spezialzonen ist betreffend Vorranggebiet Landschaft Fol-

gendes festzuhalten:
Die Spezialzone Hippotherapie dient dem Therapiebetrieb und beschränkt sich auf die bereits 
genutzte und zum grössten Teil versiegelte Fläche der Parzelle Nr. 1576. Sie liegt am Rande 
des Vorranggebietes Landschaft und grenzt im südöstlichen Bereich an das Siedlungsgebiet 
von Binningen. Es gehen keine Fruchtfolgeflächen verloren. Dementsprechend kann aus Sicht 
des KRIP der Spezialzone zugestimmt werden.
Die spezielle Landwirtschaftszone Fürhaupt grenzt im südlichen Teilbereich an das Vorrangge-
biet Landschaft und liegt am Siedlungsrand der Gemeinde Oberwil. Der Verlust der Fruchtfolge-
flächen wird im Gebiet "Cheibhölzli" kompensiert. Ein Bedarfsnachweis für die Intensivlandwirt-
schaftszone liegt vor. Dementsprechend kann aus Sicht des KRIP der spezielle Landwirt-
schaftszone Fürhaupt zugestimmt werden.
Die Spezialzone Neuhof liegt am Rande des Siedlungsgebietes und grenzt im südöstlichen Be-
reich an die Bauzone. Sie dient überwiegend der gewerblichen Pferdehaltung mit Zucht, Ausbil-
dung und Pensionshaltung. Zurzeit befinden sich die bestehenden Bauten und Anlagen in der 
Wohnzone und in der Landwirtschaftszone. In der Spezialzone Neuhof können - nebst den be-
stehenden Bauten und Anlagen – neue Flächen für Pferdestallungen und eine Remise zuge-
standen werden. Nicht zulässig sind hingegen Wohnräume. Dementsprechend wird auch der 
nordwestliche Teilbereich von der Genehmigung ausgenommen. Der Verlust der Fruchtfolgeflä-
chen wird im Gebiet "Cheibhölzli" kompensiert. Im Weiteren wird auf die Erwägungen in Ab-
schnitt II Ziffer 1.4 verwiesen. Der genehmigten Zonenfläche kann daher aus Sicht des KRIP 
zugestimmt werden. 

b) Wie die Einsprecherin zu Recht beanstandet, hat die Gemeinde die Planungsanweisungen im 
KRIP, die Vorranggebiete Landschaft in ihren Zonenvorschriften umzusetzen, nicht befolgt. Es 
fehlen diesbezügliche Schutzzonen mit den entsprechenden Bestimmungen. Daher wird der 
Gemeinderat in Abschnitt II Ziffer 2.1 angewiesen, durch die Gemeindeversammlung dem KRIP 
entsprechende Schutzzonen und dazugehörende Bestimmungen beschliessen zu lassen.
In Abschnitt II Ziffer 1.5 wird die Gemeinde zudem aufgefordert, Schutzzonen auszuscheiden, 
damit die ökologische Vernetzung raumplanerisch gesichert werden kann. Gemäss Naturinven-
tar und kommunalem Richtplan steht dabei insbesondere die Ausdolung des Baches zwischen 
dem Gymnasium und dem Weiherhof als Vernetzungsmassnahme im Vordergrund.

c) Die im kommunalen Richtplan enthaltenen Festlegungen sind nicht parzellenscharf und ledig-
lich behördenverbindlich. Es steht der Gemeindeversammlung frei, in gewissem Masse davon 
abzuweichen. Im Übrigen soll mit den Siedlungsbegrenzungslinien in erster Linie die Ausdeh-
nung der Bauzonen nach § 20 RBG begrenzt werden. 
Haben sich die Verhältnisse erheblich geändert, so werden die Nutzungspläne nach Artikel 21 
RPG überprüft und nötigenfalls angepasst. Es ist rechtlich jedoch nicht zulässig, eine diesbe-
zügliche Pflicht im Zonenreglement festzulegen.








